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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

  
1. Grunderwerbsteuer: Keine Zurechnung von Anteilen der Gesamthand auf-

grund Treuhandabrede 
Urteil vom 12.01.2022, Az: II R 16/20  

2. Erbschaftsteuer: Steuerbefreiung für ein Familienheim trotz Beendigung der 
Selbstnutzung aus gesundheitlichen Gründen 
Urteil vom 01.12.2021, Az: II R 18/20  

3. Grunderwerbsteuer: Zurechnung von Grundstücken einer Untergesellschaft 
Urteil vom 01.12.2021, Az: II R 44/18  

4. Abgabenordnung: Nachforderung von nicht zur Insolvenztabelle angemeldeter 
Lohnsteuer  
Urteil vom 08.03.2022, Az: VI R 33/19  

5. Einkommensteuer: Mittelbare vGA bei nießbrauchbelasteten GmbH-Anteilen 
Urteil vom 14.02.2022, Az: VIII R 29/18  

6. Einkommensteuer: Kein Veräußerungsverlust bei Ansatz des gemeinen Werts 
der Beteiligung 
Urteil vom 05.04.2022, Az: IX R 19/20  

7. Einkommensteuer: Nachträgliche Geltendmachung des Wahlrechts auf Son-
derausgabenabzug 
Urteil vom 19.01.2022, Az: X R 32/20  

 
 
 
Urteile und Beschlüsse:

  
  
1. Grunderwerbsteuer: Keine Zurechnung von Anteilen der Gesamthand aufgrund 

Treuhandabrede 
Urteil vom 12.01.2022, Az: II R 16/20 
1. Ein Anteil am Vermögen der Gesamthand i.S. des § 6 GrEStG kann auch über eine 
mehrstöckige Beteiligung vermittelt werden. 
 
2. Bei Treuhandverhältnissen ist der Anteil am Vermögen der Gesamthand dem Treu-
händer zuzurechnen. 
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2. Erbschaftsteuer: Steuerbefreiung für ein Familienheim trotz Beendigung der 
Selbstnutzung aus gesundheitlichen Gründen 
Urteil vom 01.12.2021, Az: II R 18/20 
1. Der Erwerber eines erbschaftsteuerrechtlich begünstigten Familienheims ist aus 
zwingenden Gründen an dessen Nutzung zu eigenen Wohnzwecken gehindert, wenn 
die Selbstnutzung objektiv unmöglich oder aus objektiven Gründen unzumutbar ist. 
Zweckmäßigkeitserwägungen reichen nicht aus. 
 
2. Gesundheitliche Beeinträchtigungen können zwingende Gründe darstellen, wenn sie 
dem Erwerber eine selbständige Haushaltsführung in dem erworbenen Familienheim 
unmöglich machen. 
 

  
3. Grunderwerbsteuer: Zurechnung von Grundstücken einer Untergesellschaft 

Urteil vom 01.12.2021, Az: II R 44/18 
1. Ein inländisches Grundstück "gehört" einer Gesellschaft i.S. des § 1 Abs. 2a 
GrEStG nur dann, wenn es ihr im Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld für den 
nach § 1 Abs. 2a GrEStG der Grunderwerbsteuer unterliegenden Vorgang aufgrund ei-
nes zuvor unter § 1 Abs. 1 bis 3a GrEStG fallenden und verwirklichten Erwerbsvor-
gangs grunderwerbsteuerrechtlich zuzurechnen ist. 
 
2. Ein Grundstück einer Untergesellschaft ist einer Obergesellschaft grunderwerbsteu-
errechtlich nur zuzurechnen, wenn die Obergesellschaft selbst es aufgrund eines Er-
werbsvorgangs nach § 1 Abs. 1 bis 3a GrEStG erworben hat. 
 

  

4. Abgabenordnung: Nachforderung von nicht zur Insolvenztabelle angemeldeter 
Lohnsteuer  
Urteil vom 08.03.2022, Az: VI R 33/19 
1. Wird das Insolvenzverfahren nach rechtskräftiger Bestätigung eines Insolvenzplans 
aufgehoben, kann das FA Lohnsteuer, die es nicht zur Insolvenztabelle angemeldet 
hat, als Nachzügler im Wege eines Haftungs- und Nachforderungsbescheids innerhalb 
der Frist des § 259b InsO festsetzen. 
 
2. Dem FA ist kein Verschulden an der Nichtanmeldung von Steuer- und Haftungsan-
sprüchen zur Insolvenztabelle anzulasten, wenn es die Kenntnis vom Bestehen der An-
sprüche erst nach rechtskräftiger Bestätigung des Insolvenzplans infolge einer Lohn-
steuer-Außenprüfung erlangt. 
 
3. Die (teilweise) Befreiung des Insolvenzschuldners von seinen Verbindlichkeiten 
durch den Insolvenzplan berührt nur die Durchsetzbarkeit von Ansprüchen aus dem 
Steuerschuldverhältnis, weshalb das FA bei deren Festsetzung nicht auf die Insol-
venzquote beschränkt ist. 
 

  

5. Einkommensteuer: Mittelbare vGA bei nießbrauchbelasteten GmbH-Anteilen 
Urteil vom 14.02.2022, Az: VIII R 29/18 
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Inhaltsgleiche Parallelentscheidung Az. VIII R 30/18,  
 
1. Ist an einem Kapitalgesellschaftsanteil ein Nießbrauch bestellt, der dem Nieß-
brauchberechtigten lediglich einen Anspruch auf den mit der Beteiligung verbundenen 
Gewinnanteil einräumt, ohne dass dieser wesentliche Verwaltungsrechte, insbesondere 
die Stimmrechte, ausüben und im Konfliktfall effektiv durchsetzen kann, sind die Ka-
pitaleinnahmen i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 EStG ertragsteuerlich weiterhin dem 
Anteilseigner zuzurechnen. 
 
2. Ist in diesem Fall die Anteilseignerin des nießbrauchbelasteten Kapitalgesellschafts-
anteils eine Kapitalgesellschaft, kann die direkte Auszahlung der Ausschüttungen an 
den Nießbrauchberechtigten zu einer mittelbaren vGA führen, wenn es sich beim Ge-
sellschafter der anteilseignenden Kapitalgesellschaft und beim Nießbrauchberechtigten 
um einander nahestehende Personen handelt. 
 

  

6. Einkommensteuer: Kein Veräußerungsverlust bei Ansatz des gemeinen Werts der 
Beteiligung 
Urteil vom 05.04.2022, Az: IX R 19/20 
1. Eigene Anteile der Kapitalgesellschaft sind bei der Bestimmung der relevanten Be-
teiligungsquote i.S. des § 17 EStG nicht zu berücksichtigen (Bestätigung von BFH-Ur-
teil vom 25.11.1997 – VIII R 36/96 , BFH/NV 1998, 691). 
 
2. Bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns i.S. des § 17 Abs. 2 Satz 1 EStG ist 
von den tatsächlichen Anschaffungskosten auszugehen; der Ansatz des gemeinen 
Werts der Beteiligung im Zeitpunkt des Erreichens der Relevanzschwelle kommt nicht 
in Betracht (vgl. ständige Rechtsprechung). Dies gilt auch für § 17 EStG in der seit 
1999 geltenden Fassung. 
 
3. Verfassungsrechtlich gebotener Vertrauensschutz nach Maßgabe des BVerfG-Be-
schlusses vom 07.07.2010 – 2 BvR 748/05 , 2 BvR 753/05, 2 BvR 1738/05 (BVerfGE 
127, 61, BStBl II 2011, 86) setzt u.a. voraus, dass die bis zum 31.03.1999 entstande-
nen Wertsteigerungen im Falle einer Veräußerung nach dem 31.03.1999 auch im Zeit-
punkt der Veräußerung nach der bis zum 31.03.1999 geltenden Rechtslage steuerfrei 
hätten realisiert werden können. Ist das nicht der Fall, beruht die rückwirkende Ver-
strickung der Wertsteigerungen nicht auf der (dem Gesetzgeber zurechenbaren) Ab-
senkung der Wesentlichkeitsschwelle, sondern —wie hier— auf dem (der Sphäre des 
Steuerpflichtigen zurechenbaren) Hineinwachsen in die Wesentlichkeit; Vertrauens-
schutz ist insoweit nicht geboten. 
 
4. Ist verfassungsrechtlicher Vertrauensschutz geboten, werden die bis zum 
31.03.1999 entstandenen Wertsteigerungen vom steuerpflichtigen Veräußerungsge-
winn abgezogen und insoweit von der Besteuerung ausgenommen. Gegebenenfalls 
wird der Veräußerungsgewinn bis auf Null gemindert. 
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5. Verluste, die sich ergeben, wenn der gemeine Wert der Anteile am 31.03.1999 dem 
Veräußerungserlös gegenübergestellt wird, sind nicht steuerbar. 
 

  

7. Einkommensteuer: Nachträgliche Geltendmachung des Wahlrechts auf Sonder-
ausgabenabzug 
Urteil vom 19.01.2022, Az: X R 32/20 
1. Die Inanspruchnahme des Sonderausgabenabzugs für eine zusätzliche Altersvor-
sorge gemäß § 10a EStG steht im Wahlrecht des Steuerpflichtigen. Dieses Wahlrecht 
muss nicht zwingend durch Abgabe der Anlage AV zur Einkommensteuererklärung 
ausgeübt werden, sondern kann auch formlos geltend gemacht werden. 
 
2. Die Änderung eines bestandskräftigen Einkommensteuerbescheids gemäß § 172 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d AO i.V.m. § 10a Abs. 5 Satz 2 , § 10 Abs. 2a Satz 8 Nr. 
1 EStG in der bis einschließlich des Veranlagungszeitraums 2016 geltenden Fassung 
kommt nicht in Betracht, wenn der Steuerpflichtige den Sonderausgabenabzug nach § 
10a EStG erstmals nach Eintritt der materiellen Bestandskraft begehrt. 
 
  

 

 


